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Am 20. Januar kündigte US-Präsident Bush
in seiner Rede zur „Lage der Nation“ unter
anderem „eine vorwärts gerichtete Strate-
gie des Friedens für den Nahen und Mittle-
ren Osten“ an.1 Innerhalb weniger Tage ver-
dichtete sich diese vage Ankündigung zu
dem Szenario eines gewaltigen, den ganzen
Nahen und Mittleren Osten umfassenden
Schlachtplanes, in dessen Mittelpunkt die
Nato rückt.

Am 24.1. veröffentlichte die Frankfurter
Allgemeine eine Meldung, derzufolge
Chuck Hagel, republikanischer Senator
und einer der exponiertesten Mitglieder
des Auswärtigen Ausschusses des US-
Senats,die Nato auffordert,„mit der Pla-
nung für eine Rolle im israelisch-paläs-
tinensischen Konflikt“ zu beginnen. Ob-
wohl die Zeit für konkrete Entscheidun-
gen noch nicht gekommen sei, müsse sich
das Bündnis darauf vorbereiten, dass
Nato-Truppen die „Geburt eines paläs-
tinensischen Staates“ absichern und
überwachen sollten.2

Dass es sich nicht um die Wichtigtue-
rei eines letztlich unmaßgeblichen US-
Senators handelt, sondern um die Vorbe-
reitung durchaus konkreter Entschei-
dungen, geht aus zwei Artikeln hervor,
die die Financial Times Deutschland
zwei Tage zuvor veröffentlichte.3 Unter
Berufung auf Diplomaten am Nato-
Hauptquartier in Brüssel berichtet das
Blatt, die USA seien entschlossen, die
Nato nicht nur in Irak, sondern im gan-
zen Nahen und Mittleren Osten einzu-
setzen. Schon zum nächsten Nato-Gipfel
in Istanbul im Mai hätten die USA und
die Türkei mindestens sechs Mittelmeer-
staaten eingeladen. Die Rede ist von Ma-
rokko, Mauretanien, Tunesien, Ägypten,
Israel (nicht genannt, obwohl wahr-
scheinlich eingeladen: Jordanien) sowie
gegebenenfalls Katar und anderen Golf-
staaten.

In Istanbul wird die Nato-Osterweite-
rung mit dem Beitritt von weiteren sie-
ben Staaten4 im Wesentlichen abge-
schlossen. „Die dann auf 26 Mitglieder
erweiterte Militärorganisation würde als
Konsequenz und in einer geostrategi-
schen Neuorientierung versuchen, ihre
Einflusssphäre über den Nahen Osten bis
hin nach Afghanistan auszuweiten“,
kommentiert die Financial Times.

„Geostrategische Neuorientierung“ lange
vorbereitet, aber …

Sicher, die „geostrategische Neuorien-
tierung“ reicht länger zurück. Bereits
1994, drei Jahre nach dem letzten Golf-
krieg, hatte die Nato eine „Mittelmeer-
Initiative“ ins Leben gerufen und einen

„Dialog“ etabliert. In dem Maße, in dem
sie ihren neuen Einflussbereich Osteuro-
pa festigten, wandten sich die Haupt-
mächte der Nato der das Mittelmeer um-
spannenden Region zu. Dabei handelt es
sich um eine Region mit gewaltigen Erd-
ölvorkommen, in der je nach Zurechnung
zwischen 350 und 700 Mio. Menschen le-
ben, und die drei Kontinente verbindet,
eine Drehscheibe wichtiger Handelswe-
ge zwischen den Ländern Europas,Nord-
afrikas, Westasiens und des Fernen Os-
tens.5 Seither befassen sich die Nato-
Oberbefehlshaber Saceur und Saclant
zunehmend mit der Ausarbeitung von Ri-
sikoszenarien und der Planung von „Kri-
senmanagement“, angefangen von frie-
denserhaltenden Militäreinsätzen, re-
gionalen Artikel-5-Optionen6 sowie von
Militäreinsätzen unterhalt der Artikel-
5-Schwelle, z.B. „Abschreckungsopera-
tionen“ gegenüber Staaten mit Massen-
vernichtungswaffen etc.

Auch für die EU ist der Mittelmeer-
raum spätestens seit Mitte der 90er Jah-
ren verstärkt ins Blickfeld gerückt.
Schon 1992 hatte die WEU eine Mittel-
meer-Initiative ergriffen und einen „si-
cherheitspolitischen Dialog“ mit Maure-
tanien, Marokko, Tunesien und später
mit Ägypten und Israel aufgenommen.
1995 leitete die EU den sog. Barcelona-
Prozess ein, eine „euro-mediterrane
Partnerschaft“, die durch Förderung des
Freihandels, Förderung politischer Re-
formen und „sicherheitspolitische“ Zu-
sammenarbeit „im Mittelmeerraum eine
Zone der Stabilität und der Prosperität
schaffen“ soll, so ist auf der Website des
Auswärtigen Amtes zu lesen. Beteiligt
sind neben der EU elf Anrainerstaaten
des südlichen und östlichen Mittelmeers
sowie die palästinensische Autonomie-
behörde. Erst jüngst betonte EU-Kom-
missar Patten die „enorme geostrategi-
sche Bedeutung“, die das „Südufer des
Mittelmeers“ für die EU
habe.7 Zwischen 2000 und
2006 versucht die EU des-
sen Entwicklung mit 5
Mrd. Euro direkter Hilfen
sowie mit Krediten in Hö-
he von mehr als 6 Mrd.Eu-
ro zu beeinflussen.Für die
EU-Länder steht nicht
zuletzt im Vordergrund,
die Wanderungsbewegun-
gen aus der Region in die
EU zu unterbinden.Aller-
dings wird allenthalben
berichtet, dass der Barce-
lona-Prozess immer wie-
der an den Auswirkungen
des palästinensisch-israe-

lischen Konflikts aufläuft.
Die Financial Times sieht in der stra-

tegischen Neuausrichtung der Nato die
„große Chance, die unterschiedlichen
Schwerpunkte und Fähigkeiten der
Bündnispartner zu bündeln und an den
neuen sicherheitspolitischen Anforde-
rungen auszurichten. (…) Die Amerika-
ner haben sich dort (im Mittleren Osten
– Verf.) zuletzt vor allem auf sich selbst
und ihre unbestrittene militärische Stär-
ke verlassen. Die Europäer haben dage-
gen vor allem die Notwendigkeit ,wei-
cher‘ Strategien betont: diplomatisches
Engagement, humanitäre Hilfen, Unter-
stützung beim Aufbau neuer ziviler und
staatlicher Strukturen. Beide Ansätze
schließen sich jedoch nicht aus, sondern
können sich sehr erfolgreich ergänzen,
wie sich etwa in Afghanistan oder in den
Verhandlungen über das Nuklearpro-
gramm Irans gezeigt hat. Für Amerika-
ner wie Europäer wäre es sinnvoll, dieses
Zusammenspiel unter dem Dach der Na-
to zu institutionalisieren. Für Europa ist
dies wahrscheinlich sogar der erfolgver-
sprechendste Weg, nichtmilitärischen
Ansätzen mehr Gewicht zu verleihen.“8

… aber akut geht es um die Erweiterung
des Schlachtfeldes 

Diese Interpretation lässt jedoch Ent-
scheidendes außer Acht.Die Vorstöße,der
Nato Aufgaben im Nahen Osten zuzu-
weisen, mögen lange geplant sein und im
Zusammenhang der Gesamtstrategie zur
Neuordnung der Region zwischen In-
dien, Zentralasien, Golf und dem Mittel-
meer stehen. Aber diese Pläne sind über
den Haufen geworfen.

Mit dem Krieg gegen den Irak hatten
sich die USA eine Perspektive für den
Versuch einer politischen Neuordnung
des Mittleren Ostens zu eröffnen ge-
glaubt. Eine überlegene Militärmacht
sollte das Regime Saddam Husseins

Ein folgenreicher Plan nimmt Gestalt an

Nato-Einsatz verwandelt den Nahen Osten
in ein einziges Schlachtfeld

Die Strategie der USA ist im Irak nicht aufgegangen.
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niederwerfen,der militärische
Erfolg eine Modernisierung
des Irak nach westlichem Vor-
bild in die Wege leiten und da-
mit einen Modernisierungs-
schub in der ganzen Region
auslösen.„Ein ,Modell Irak‘ …
sollte auch ein Beispiel für De-
mokratisierung und Liberali-
sierung der arabischen Welt
wie im Osten des Iran geben,“
beschreibt Lothar Rühle,
Staatssekretär a.D. die mit
dem Irak-Krieg verbundenen
Erwartungen.9 „Die Golfre-
gion würde auf diese Weise zu
einer Stabilitätszone auf der
Basis demokratischer Ent-
wicklung bei weiterer Öffnung nach
Westen und enger Verbindung zu Ameri-
ka werden. (…) Die verbündete Türkei
würde als regionaler Stabilitätsanker
und strategischer Partner der USA als
Interventionsbasis an der Kontrolle des
Mittleren Ostens beteiligt, sodass US-
Militärpräsenz nicht überwiegend auf
arabischen Boden abgestützt werden
müsste. Demokratische Regierungen
oder jedenfalls solche in einem Transfor-
mationsprozess ihrer Länder in Richtung
auf demokratische Verhältnisse würden
zuverlässigere Partner sein. (…) Mit der
Verlegung des Schwerpunkts der US-Mi-
litärpräsenz am Golf aus Saudi-Arabien
nach Kuwait, Katar und in andere klei-
ne Küstenstaaten, die schon vor dem
Kriegsbeginn vollzogen war, würde es
möglich, künftig die Golfküsten von See
her, aber auf die Küste abgestützt, mili-
tärisch zu kontrollieren.“ Ein solches
Konzept hätte durch die Ausweitung der
Nato-„Partnerschaft für den Frieden“
auf den Mittelmeer und die Golfregion,
die laut Financial Times „Kernstück“ der
US-Pläne für die Rolle der Nato im Mitt-
leren Osten ist, ergänzt „Krisenmanage-
ment“, „Abschreckungsoperationen“
oder „friedenserhaltende Maßnahmen“,
abgestützt werden können. Die USA und
die EU hätten die Region dominieren
können,ohne sie militärisch unterwerfen
und besetzen zu müssen.

Aber dieses Konzept lässt sich nicht
mehr umsetzen, und deshalb gewinnen
die skizzierten Pläne einen noch einmal
ganz anderen Charakter. Denn die USA
sind mit ihrer Strategie im Irak geschei-
tert. Zwar wurde Saddam Hussein ge-
schlagen,aber der militärische Erfolg hat
keinen Modernisierungsschub ausgelöst,
sondern Chaos, bürgerkriegsähnliche
Zustände und einen zermürbenden, ver-
lustreichen Guerillakrieg gegen die Be-
satzungstruppen, der auch nach der Ge-
fangennahme  Saddam Husseins nicht
nachlässt. Ein Rückzug aus dem Irak be-
deutete für die USA eine schwere, kaum
hinnehmbare Niederlage. In einem inter-
nen Memorandum warf US-Verteidi-
gungsminister Rumsfeld im Oktober
letzten Jahres die Frage auf, ob man im
Irak „das Richtige“ tue, ob die US-
Streitkräfte „gewinnen oder verlieren“.

Ende Oktober, als er sich öffentlich zu
dem Dokument bekannte, kündigte er in
diesem Zusammenhang einen „langen,
harten Marsch“ an.9 Das bedeutet, wie
jetzt klar wird, ganz konkret: Die USA
ziehen aus den offensichtlich unerwarte-
ten Problemen im Irak die Konsequenz,
das Schlachtfeld über den Irak hinaus zu
erweitern.Der ganze Nahe und Mittleren
Osten soll zum Operationsgebiet werden.
Da ihre eigenen Kräfte schon im Irak
nicht ausreichen, wollen sie die Nato auf
den Plan rufen.

Ihr erstes Ziel dabei ist, die Nato
schnell im Irak in Einsatz zu bringen.
Bisher sind zwar 18 der 26 Nato-Mit-
gliedstaaten an der Besetzung des Irak
beteiligt. Die Nato selbst leistet jedoch
„nur“ logistische Unterstützung für die
polnischen Truppen in Irak. Noch in die-
ser Woche will sich Bush mit dem neuen
Nato-Generalsekretär de Hoop Scheffer
treffen. Letzterer befürwortet den Nato-
Militäreinsatz im Irak und spricht sich
ebenfalls ausdrücklich dafür aus, dass
sich Frankreich und Deutschland betei-
ligen.Dafür warb in den vergangenen Ta-
gen erneut auch US-Außenminister Po-
well.Wie zu befürchten ist, nicht vergeb-
lich. Die Bundesregierung ließ inzwi-
schen durchblicken, einem Nato-Einsatz
mit UN-Mandat zustimmen zu wollen.
Man wolle, hieß es zunächst, aber keine
Bundeswehrsoldaten in den Irak entsen-
den, dann, allenfalls Sanitätssoldaten,
und schließlich,wenn Bundeswehrsolda-
ten im zukünftigen Nato-Hauptquartier
in Irak entsandt würden, dann mit
Bundestagsmandat.10

Gleichzeitig wird vorbereitet, der Na-
to die Zuständigkeit für alle militäri-
schen Operationen in Afghanistan zu
übertragen, also nicht nur wie bisher für
die Isaf-Truppen, sondern auch für die
Einsätze der dort nach wie vor operie-
renden US-Einheiten.

Dramatisch gefährlich aber ist vor al-
lem die Absicht, mit der Nato in den is-
raelisch-palästinensischen Konflikt zu
intervenieren. Das würde unweigerlich
die ganze Region in einen blutigen Krieg
hineinreißen und jede Lösung auf lange
Zeit hinausschieben. Denn eine Lösung,
die nicht beiden Seiten gerecht wird, die
– bestenfalls – den Status quo festigt und

damit den Palästinensern keine Ent-
wicklungsperspektive lässt, kann nicht
halten, und jeder Versuch, sie durchzu-
setzen, wird die Spirale der Gewalt an-
ziehen. Erst auf dem Weltwirtschaftsfo-
rum (WEF) in Davos hat US-Vizepräsi-
dent Cheney der „Genfer Initiative“11 ei-
ne Absage erteilt und betont, die USA
stünden hinter der israelischen Regie-
rung von Ministerpräsident Scharon.12

In derselben Rede rief Cheney die Nato-
Mitgliedstaaten auf, ihre Truppen zu er-
höhen. Kanada und die europäischen
Mitglieder hätten zwar 1,4 Millionen
Soldaten unter Waffen, jedoch „ledig-
lich“ 55 000 Soldaten in Auslandseinsät-
zen. Dies sei nicht genug.

Vorentscheidung auf Müncher 
Nato-Konferenz?

Der Financial Times zufolge waren die
Reaktionen der EU auf die Anforderun-
gen an die Nato und ihre zukünftigen
Einsätze im Nahen und Mittleren Osten
verhalten, aber nicht strikt ablehnend.
„Von europäischer Seite“, wusste das
Blatt zu berichten, wurde „vor einer
Überforderung der Allianz gewarnt und
von einer ,noch provisorischen Idee‘ ge-
sprochen.“

Man muss davon ausgehen, dass die
politischen und militärischen Führungs-
kräfte auf der 40. Nato-Sicherheitskon-
ferenz Anfang Februar in München den
Plan eines Nato-Einsatzraumes „Grea-
ter Middle East“ (ftd) von allen Seiten
wälzen und Entscheidungen vorbereiten.
Die Entscheidung für den Nato-Einsatz
in Irak und über ihre zukünftige Rolle im
Nahen und Mittleren Osten soll dann auf
dem Istanbuler Nato-Gipfel im Mai ge-
fällt werden. scc
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Die Region droht in Flammen aufzugehen.


